
 

Satzung 

über den Bebauungsplan 

„Jahnstraße - 2. Änderung“ mit örtlichen Bauvorschriften 

im Verfahren gemäß § 13a BauGB  

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Nußloch hat am XX.XX.2023 aufgrund des Baugesetzbuches (BauGB) 

in Verbindung mit der Gemeindeverordnung für Baden-Württemberg (GemO) – jeweils in den am 

XX.XX.2023 rechtskräftigen Fassungen – den Bebauungsplan „Jahnstraße - 2. Änderung“ mit örtlichen 

Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans mit örtlichen Bauvorschriften ist der Lageplan 

des zeichnerischen Teils in der Fassung vom XX.XX.2023 maßgebend. 

§ 2 

Bestandteile und Anlagen der Satzung 

Bestandteile der Satzung 

 

Zeichnerischer Teil     in der Fassung vom 26.07.2023 

Planungsrechtliche Festsetzungen (A)   in der Fassung vom 26.07.2023 

Örtliche Bauvorschriften (B)    in der Fassung vom 26.07.2023 

Anlagen 

Hinweise (C)      in der Fassung vom 26.07.2023 

Begründung      in der Fassung vom 26.07.2023 

Weitere gesonderte Anlagen 

Schalltechnische Untersuchung    in der Fassung vom 15.06.2023 

 

§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO erlassenen 

örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Auf § 213 BauGB (Ordnungswidrigkeiten) wird verwiesen. 

 

§ 4 

Inkrafttreten 

Die Satzung über den Bebauungsplan „Jahnstraße - 2. Änderung“ mit örtlichen Bauvorschriften tritt mit 

der ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft. 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte dieses Bebauungsplans sowie die Inhalte der örtlichen Bauvorschriften 

mit den hierzu ergangenen Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

 

 
Gemeinde Nußloch, 

 

 

 

 

Joachim Förster, Bürgermeister 
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Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Jahnstraße“ stellt eine Änderung (Planzeich-

nung und Textliche Festsetzungen) für Teile der bisherigen bauplanungsrechtlichen und 

bauordnungsrechtlichen Vorschriften dar. Im Sinne einer vereinfachten Lesbarkeit des 

Bebauungsplanes werden die unveränderten Vorschriften der 1. Änderung in die 2. Än-

derung des Bebauungsplanes „Jahnstraße“ übernommen.  

Änderungen bzw. Ergänzungen der Textliche Festsetzungen sind in kursiv dargestellt.  

Textteile, die entfallen, sind durchgestrichen dargestellt.  

Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen planungs- und bauord-

nungsrechtlichen Vorschriften im Geltungsbereich dieser 2. Bebauungsplanänderung 

außer Kraft. 

 

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

A.1 Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

Reines Wohngebiet  

Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 BauNVO sind gemäß 5 1 (6) BauNVO nicht Bestandteil des 

Bebauungsplanes und daher nicht zulässig. 

Allgemeines Wohngebiet  

(§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 5 BauNVO, § 1 Abs. 6 BauNVO) 

Im allgemeinen Wohngebiet sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig. 

Im allgemeinen Wohngebiet können Anlagen für sportliche Zwecke nur ausnahmsweise 

zugelassen werden. 

A.2 Maß der Baulichen Nutzung   

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

Die Firsthöhe (FH) ist das Maß zwischen Bezugspunkt und dem höchsten Punkt der 

Dachhaut.  

A.3 Bauweise, die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie 

die Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

A.3.1 Offene Bauweise nur Einzel- und Doppelhäuser 

Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit Grenzabstand, nur Einzel- und Dop-

pelhäuser zulässig. 

Offene Bauweise  

Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit Grenzabstand als Einzelhäuser, Dop-

pelhäuser oder als Hausgruppen mit einer Länge von höchstens 50 m. 

Nebenanlagen § 23 Abs. 5 BauNVO  

Im „reinen Wohngebiet“ sind Nebengebäude nicht zulässig.  

A.3.2 Stellung der baulichen Anlagen  

Die Regelungen zur Stellung der baulichen Anlagen gemäß zeichnerischer Festsetzung 

gilt nicht für Nebengebäude mit einer Grundfläche von weniger als 40 m². 

Die Richtung der Außenseiten der Hauptbaukörper ist, soweit im Plan dargestellt, ent-

sprechend der Einzeichnung im Bebauungsplan (Planzeichen 3.5), anzuordnen. 
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A.4 Flächen für Stellplätze und Garagen sowie Einfahrten auf den Baugrundstücken 

sowie Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

A.4.1 Anordnung der Garagen und überdachten Stellflächen  

Sofern auf dem Baugrundstück Flächen für Garagen ausgewiesen sind, dürfen Garagen 

nur auf diesen errichtet werden. Im Übrigen sind Garagen im Reinen Wohngebiet nur in-

nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 

bis WA 9 sind Garagen nur in dem Bereich hinter der der Straßenbegrenzungslinie zuge-

wandten Baugrenze bzw. deren verlängerten Verbindungslinie zulässig. 

Soweit die Lage der Garagen im Plan nicht durch Planzeichen festgelegt ist, sind diese 

auf dem Baugrundstück so anzuordnen, dass zwischen Straßenbegrenzungslinie und Ga-

ragentor ein ohne Tor und Absperrung vorgesehener Stauraum von mind. 5,00 m ver-

bleibt. 

A.4.2 Stellplätze und Nebenanlagen 

Nicht überdachte Stellplätze und deren Zufahrten sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauN-

VO (wie Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) sind bis zu einer Größe 

von 40 m³ umbauten Raum je Grundstück innerhalb und außerhalb der überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig. Bei Einhaltung des Maximalwerts sind ausnahmsweise auch 

zwei Nebenanlagen zulässig. 

Untergeordnete Nebenanlagen für die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme und Was-

ser, Abwasserbeseitigung und fernmeldetechnische Anlagen sind innerhalb und außer-

halb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

A.5 Die Flächen, die von der Bebauung freizughalten sind und ihre Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Sichtwinkel 

Die Sichtfelder an den Straßeneinmündungen sind von jeder sichtbehindernden Nutzung 

und Bepflanzung freizuhalten. Sträucher, Hecken und Einfriedigungen dürfen eine Höhe 

von 0,70 m oberhalb Fahrbahn nicht überschreiten. 

A.6 Flächen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten sind 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Leitungsrecht für die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen zugunsten der Ge-

meinde Nußloch.  

A.7 Vorkehrungen zum Schutz vor Schädlichen Umweltweinwirkungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Für Außenbauteile und Aufenthaltsräume sind unter Berücksichtigung der Raumarten und 

Nutzungen die nach Tabelle 7 der DIN 4109-1 (Schallschutz im Hochbau, 2016-7) aufge-

führten Anforderungen der Luftschalldämmung einzuhalten. Die Schallschutzklassen der 

Fenster ergeben sich aus dem maßgeblichen Außenlärmpegel nach der DIN 4109-1 und 

der VDI Richtlinie 2719, Tabelle 2, in Abhängigkeit von Fenster- und Wandgrößen aus 

dem maßgeblichen Außenlärmpegel. Für Räume mit Schlaf- oder Aufenthaltsnutzung 

sind ab dem Lärmpegelbereich IV Lüftungsanlagen mit geringem Eigengeräusch vorzu-

sehen. 

Für Außenwohnbereiche im Lärmpegelbereich IV oder höher ist durch bauliche Schall-

schutzmaßnahmen, wie z. B. Wintergärten, verglaste Loggien oder vergleichbare Schall-

schutzmaßnahmen sicherzustellen, dass insgesamt eine Schallminderung erreicht wird, 

die es ermöglicht, dass in den Wohnungen zugehörige Außenwohnbereiche Tagespegel 

> 62 dB(A) nicht erreicht werden. Für Wintergärten und verglaste Loggien etc. ist durch 

schallgedämmte Lüftungen oder gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art eine aus-

reichende Belüftung sicherzustellen. 
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Sofern für die einzelnen Gebäudefronten im Einzelfall geringere Lärmpegelbereiche 

nachgewiesen werden, die z. B. zukünftig durch abschirmende Bauten entstehen, können 

für die Außenbauteile entsprechend geringere Schalldämmmaßnahmen berücksichtigt 

werden. 

Die Maßnahmen sind nur bei baulichen Änderungen zwingend umzusetzen. 

Die Lärmpegelbereiche sind den Anlagen 5-d/n der Schalltechnischen Untersuchung zum 

Bebauungsplan „Jahnstraße“ (Koehler & Leutwein Karlsruhe, 15.06.2023) zu entnehmen.  

A.8 Pflanzgebot  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Je Baugrundstück ist ein Baum erster oder zweiter Ordnung Größe anzupflanzen und zu 

unterhalten.  

A.9 Höhenlagen baulicher Anlagen   

(§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Die Festlegung der Höhenlage der Gebäude wird auf die im Mittel gemessene Gelände-

oberfläche bezogen. 

Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen baulicher Anlagen ist die Mitte der gemeinsa-

men Grenze des Allgemeinen Wohngebietes mit der jeweilig angrenzenden öffentlichen 

Verkehrsfläche in Grundstücksmitte. 

Das entsprechende Maß der max. Höhenlage der Fußbodenoberkante des Erdgeschos-

ses ist im Plan, für den jeweiligen Bereich, mit der Bezeichnung „OK" angegeben. Die 

ebenso begrenzte Höhe des Firstes ist im Plan mit „FH" bezeichnet. 
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B ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

B.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

B.1.1 Dachform  

Im Allgemeinen Wohngebiet sind Satteldächer, Walm- und Krüppelwalmdächer zulässig.  

Im reinen Wohngebiet Satteldach. Im allgemeinen Wohngebiet Sattel- oder Walmdach.  

B.1.2 Dachneigung  

Die Festsetzung der max. Dachneigung ist für den jeweiligen Bereich im Plan in der Nut-

zungsschablone eingetragen. 

B.1.3 Dacheindeckung 

Engobierte Ziegel oder Asbestzementplatten in rotbrauner Farbe. 

Zur Dacheindeckung sind Ziegel und Betondachsteine in den Farben rot bis rot-braun und 

schiefergrau sowie eine Dachbegrünung zulässig. 

Dacheindeckungen mit unbeschichteten Materialien wie Blei, Kupfer und Zink sind ausge-

schlossen. 

B.1.4 Dachgestaltung  

Der Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut darf nicht höher als 3,25 m 

über der Oberkante des Fußbodens des letzten Vollgeschosses liegen. Für zurücksprin-

gende Gebäudefluchten, deren Länge nicht mehr als 2/5 der Gesamtgebäudeseite be-

trägt, entfällt diese Beschränkung. 

B.1.5 Dachaufbauten  

Dachgauben sind im WR nicht zulässig.  

Der Abstand der Dachaufbauten (Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser) zum 

First muss mindestens 1,0 m, zur Giebelwand mindestens 1,25 m und zur Traufe ein-

schließlich Dachvorsprung mindestens 0,8 m betragen. Die senkrechte Höhe der Dach-

aufbauten darf 1,7 m nicht überschreiten.  

Die Gebäudelänge ist die längere Seite des flächenkleinsten Rechtecks, welches die Ge-

bäudefläche umfasst. Hierbei ist die Gebäudeaußenhülle ohne Dachüberstand zu berück-

sichtigen.  
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B.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke   

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

Außenanlagen 

Auffüllungen und Abtragungen dürfen die gegebenen natürlichen Geländeverhältnisse 

nicht beeinträchtigen. Die Geländeverhältnisse der Nachbargrundstücke sind so zu be-

rücksichtigen, dass der Anschluss ohne Stützmauer und steile Böschung (max.30 Grad) 

hergestellt wird. 

B.3 Einfriedigungen   

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Genehmigungspflicht der Einfriedigungen 

Abweichend von § 52 LBO sind Einfriedigungen entlang der Verkehrsfläche genehmi-

gungspflichtig. 

B.3.1 Mauern 

Mauern und Pfeiler sind nur zur Befestigung von Eingangs- oder Einfahrtstoren sowie zur 

Unterbringung von Mülltonnen gestattet. 

B.3.2 Gestaltung der Einfriedungen 

Gestattet sind:  Sockel aus Naturstein oder 

   Beton 

   Heckenhinterpflanzung  

   Holzzäune 

   Drahtgeflecht 

Gesamthöhe: max. 1 ,00 m, 1,50 m.  

Die Höhenbeschränkung gilt nur entlang der Straßenverkehrsflächen.  

Sockelhöhe entlang der Jahnstraße max. 0,30 m., im übrigen max. 0,20 m 

B.4 Ordnungswidrigkeiten§ 75 LBO 

(§ 75 LBO) 

Ordnungswidrigkeit: Ordnungswidrig im Sinne § 75 LBO handelt, wer den Festsetzungen 

der hiermit nach § 74 LBO erlassenen, örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

C.1 Archäologische Funde 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-

funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-

hörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metalltei-

le, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auf-

fällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzei-

ge in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit ei-

ner Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 

(§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 

Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführen-

de Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

C.2 Bodenschutz 

Zahlreiche Untersuchungen belegen, dass durch die besondere geologische Situation 

und dem damit bedingten ehemaligen Bergbau im Raum Wiesloch/Nußloch teilweise er-

hebliche Belastungen der Böden mit Schwermetallen vorliegen. 

Oberflächennaher Bergbau, erzhaltige Sedimente sowie die Gewinnung und Verhüttung 

der Erze, die Ablagerung von Abraummaterial, die Verwendung für den Wegebau und für 

Auffüllungen sowie der Transport durch Wind und Wasser haben zu einer großräumigen 

Verteilung von schwermetallhaltigem Material geführt.  
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Bei Erdaushubarbeiten in der beschriebenen Raumschaft können immer wieder Reste 

des ehemaligen Bergbaus auftreten. Dies können einerseits optisch auffällige, dunkel ge-

färbte Schlackenhorizonte sein, andererseits können die Böden bzw. Gesteine geologisch 

bedingt mit Schwermetallen durchsetzt sein, die nur in seltenen Fällen optisch wahrge-

nommen werden können. Bei der Durchmischung von belasteten mit unbelasteten Bo-

denhorizonten kann es nicht nur zu einer weiteren Verteilung von Schadstoffen kommen, 

es kann auch eine Gefährdung von Böden und Gewässern an anderer Stelle auftreten, 

z.B. wenn dieser Aushub für Auffüllungen andernorts verwendet wird. 

Eine Vermischung ist daher mit den Grundsätzen des Bodenschutzes nicht zulässig und 

ist strikt zu vermeiden. 

Vor Beginn der Erdarbeiten muss durch einen Sachverständigen eine repräsentative 

Mischprobe des Bodenmaterials entnommen und auf die Parameter Arsen, Blei, Cadmi-

um, Thallium und Zink im Feststoff und im Eluat untersucht werden, um eine ordnungs-

gemäße Verwertung /Entsorgung des Aushubmaterials zu gewährleisten. 

Bei sonstigen Auffälligkeiten (z.B. Geruch) ist der Untersuchungsumfang entsprechend 

den Festlegungen durch den Sachverständigen zu erweitern. Wenn eine sensible Folge-

nutzung wie z.B. Wohnbebauung und Kinderspielflächen vorgesehen ist, ist eine Überprü-

fung der oberflächennahen Belastungssituation empfehlenswert. Diese Empfehlung kann 

auch auf Anbau von Gemüse ausgedehnt werden. 

Für die Probennahme und die Analytik sind die Vorgaben der technischen Regeln der 

LAGA (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) der jeweils gültigen Fassung zu Grunde zu le-

gen. An den jeweiligen Untersuchungsergebnissen orientiert sich das weitere Vorgehen 

hinsichtlich der Entsorgung / Verwertung des Aushubmaterials. 

Die Untersuchungsergebnisse sind der Gemeinde Nußloch, Bürgermeisteramt und der 

Unteren Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Heidelberg unver-

züglich und unaufgefordert sowie vor Beginn der Aushubtätigkeit vorzulegen. 

Durch diese Vorgehensweise können Entsorgungsprobleme vermieden und der Kontami-

nation großer Erdaushubmassen durch geringe Mengen von hoch konzentrierten Sedi-

menten oder Schlacken vorgebeugt werden. 

Bei allen Baumaßnahmen ist humoser Oberboden (Mutterboden) und Unterboden ge-

trennt auszubauen. Erdaushub, der wiederverwendet wird, ist vorrangig im Gebiet wie-

derzuverwenden und muss auf dem Grundstück zwischengelagert werden. Als Lager sind 

Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 BodSchG gewährleisten 

(Schütthöhe max. 2,00 m, Schutz vor Vernässung etc.). 

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu vermei-

den, um die natürliche Bodenstruktur vor erheblichen und nachhaltigen Veränderungen zu 

schützen. 

Als Aufschüttungsmaterial dürfen kein belastetes Bodenmaterial und kein Oberboden 

verwendet werden. Entsprechende Normen, Verordnungen und Hinweise (u.a. DIN 

18915, VwV Boden, Vorläufige Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingmaterial) sind 

zu beachten.  

Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens und/oder organoleptische Auffällig-

keiten im Zuge von Erschließungsarbeiten, Erdarbeiten und/oder bei generellen Eingriffen 

in den Untergrund bekannt werden, ist das Wasserrechtsamt, konkret die zuständige Un-

tere Bodenschutz- und Altlastenbehörde, beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis unver-

züglich zu verständigen.  



Gemeinde Nußloch Bebauungsplan „Jahnstraße - 2. Änderung“ Seite 7 / 9 

MVV REGIOPLAN 26.07.2023 

 

Die Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Baustraßen und Lagerplätze 

ist auf ein Minimum zu reduzieren. Die betroffenen Flächen bzw. die beanspruchten Bö-

den sind nach Abschluss der Arbeiten rasch und vollständig wiederherzustellen. 

C.3 Schutz unterirdischer und oberirdischer Leitungen 

Bei Erdarbeiten sind die Vorschriften der Versorgungsträger zu beachten. Bepflanzungen 

sind so vorzunehmen, dass die Versorgungsleitungen nicht gefährdet werden. Bauwerke 

sind so zu gründen, dass mit einer Gefährdung unterirdischer Leitungen nicht zu rechnen 

ist. 

C.4 Pflichten des Eigentümers   

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuch-

tungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zu-

behörs, das Aufstellen von Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen 

einschließlich deren Fundamente sowie Fundamente, Böschungen und Auffüllungen, die 

zur Herstellung der Erschließungsanlagen und öffentlichen Grünflächen erforderlich sind, 

auf seinem Grundstück zu dulden (§ 126 Abs.1 BauGB).  

C.5 Insektenschutz, Verbot von Schottergärten 

Bei der Anlage von Haus- und Vorgärten sowie bei allen Beleuchtungsanlagen sind die 

Vorgaben der §§ 21 und 21a des Naturschutzgesetzes Baden-Württemberg zum Insek-

tenschutz zu beachten. 

Es ist darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet werden und 

Gartenflächen vorwiegend begrünt werden. Schotterungen zur Gestaltung von privaten 

Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige Verwendung im Sinne des § 9 Absatz 1 

Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt 

werden. 

Nicht um einen nach § 21a NatSchG verbotenen Schottergarten handelt es sich trotz der 

Verwendung mineralischer Materialien, bei 

1. der Herstellung eines fachgerechten Lebensbereichs (Alpengarten/Steingarten) oder 

2. einer Kies-/Splittmulchung bis zur Korngröße 16 mm (bei speziellen Pflanzungen wird 

auch eine Körnung bis 32 mm eingesetzt), bei der keine Trennlage (wasserun-

durchlässig/wurzelfest) verwendet wird. Ziel der Mulchung ist es, den Boden abzumagern 

oder die Verdunstung zu reduzieren. Die Pflanzung muss grundsätzlich der Fläche ein 

Gepräge geben. Dies ist gegeben bei einer Begrünung mit einem gleichmäßigen Bestand 

in Wuchs und Verteilung und einer Bodendeckung von mindestens 70 %.  

(Quelle: Schreiben des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-

Württemberg vom 15.02.2021). 

C.6 Rodungszeitraum für Gehölze 

Gehölze dürfen gemäß § 39 Absatz 2 BNatSchG nur im Winterhalbjahr (01.10.-28.02.) 

beseitigt, auf Stock gesetzt oder abgeschnitten werden. Zulässig sind schonende Form- 

und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhal-

tung von Bäumen.  

C.7 Artenschutz 

Bei dem Plangebiet handelt sich um ein bereits nach § 30 BauGB bebaubares und weiten 

Teilen bereits bebautes Gebiet. Der Artenschutz nach Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) gilt davon unabhängig immer und überall.  
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Besonders geschützt sind insbesondere alle europäischen Vogelarten, wie Haussperling, 

Mauersegler, Hausrotschwanz, Schwalben und alle Greif- und Eulenvögel sowie Wildbie-

nen und Hornissen. 

Streng geschützt sind besonders geschützte Arten mit sehr hohem Schutzbedürfnis, dazu 

zählen u. a. alle heimischen Fledermäuse, Turmfalke, Schleiereule und Waldkauz, sowie 

Zauneidechse und Schlingnatter. 

Die Bauherrenschaft ist verpflichtet, die dem Artenschutz dienenden Verbote nach 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG zu beachten. Es ist verboten:  

- wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-

gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 

entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-

rungszeiten erheblich zu stören, 

- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-

schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

- wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihrer Entwicklungs-

formen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 

zu zerstören. 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders geschützter Arten verlieren ihren Schutz 

nicht, wenn sie kurzzeitig oder vorübergehend nicht benutzt werden, z. B. weil sich die 

Bewohner auf Nahrungssuche oder im südlichen Winterquartier befinden, erwartungsge-

mäß aber die genannten Lebensstätten danach wieder aufsuchen. Deshalb sind z. B. 

Quartiere von Fledermäusen sowie Nester von Mauerseglern und Schwalben auch ganz-

jährig besonders geschützt. 

Bauarbeiten dürfen nur durchgeführt werden, wenn geschützte Arten dadurch nicht beein-

trächtigt werden. Werden bei Sanierungen, dem Um-, Ausbau oder Abbruch von Bauwer-

ken oder beim Freimachen bzw. Herrichten eines Baufeldes besonders geschützte Tiere 

oder die genannten Lebensstätten wie oben ausgeführt beeinträchtigt, liegen die Verbots-

tatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 BNatSchG vor. 

Die Arbeiten sind sofort zu unterbrechen, wenn Fortpflanzungs- oder Ruhestätten beson-

ders geschützter Tierarten (z. B. Vogelnester, Bruthöhlen, Schlafplätze von Eulen, Fle-

dermäusen, Zauneidechsen) festgestellt worden sind oder Tiere streng geschützter Arten 

oder der europäischen Vogelarten erheblich gestört oder gar getötet werden könnten. 

Nach Unterrichtung der unteren Naturschutzbehörde ist deren Entscheidung abzuwarten. 

Die Naturschutzbehörden können von den o. g. Verboten unter bestimmten Vorausset-

zungen Ausnahmen zulassen bzw. eine Befreiung gewähren. 

Damit es während der Vorhabendurchführung nicht zu Verzögerungen kommt, sollte der 

Vorhabenträger bereits während der Planungsphase die Bausubstanz sowie deren Um-

feld bzw. das Baufeld von einer fachlich geeigneten Person hinsichtlich vorkommender 

Arten und vorhandener Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders oder streng ge-

schützter Tierarten untersuchen lassen, um ggf. rechtzeitig eine artenschutzrechtliche 

Gestattung bei der Naturschutzbehörde beantragen zu können.  

Kontakt:   

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis  

Amt für Landwirtschaft und Naturschutz  

53.04 Untere Naturschutzbehörde  

Postfach 10 46 80, 69036 Heidelberg  
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Mail: landwirtschaft-naturschutz@rhein-neckar-kreis.de 

Tel.: 06221/522-5300 

Die sich aus der Entscheidung der Naturschutzbehörde ergebenden Bedingungen oder 

Auflagen können dann frühzeitig in die Planungen einfließen. 

Nach § 69 BNatSchG können Zuwiderhandlungen gegen die §§ 39 und 44 BNatSchG als 

Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet oder ggf. als 

Straftat verfolgt werden.  

C.8 EE-Anlagen / Photovoltaikpflicht  

Nach dem Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg (KSG BW) besteht eine Photovoltaik-

pflicht (PV-Pflicht) für alle neuen Wohngebäude, wie auch bei grundlegenden Dachsanie-

rungen. Bauherrinnen und Bauherren sind dazu verpflichtet, auf der für eine Solarnutzung 

geeigneten Dachfläche eine Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung zu installieren.  

Hinweis: Grundlegende Dachsanierungen sind Baumaßnahmen, bei denen die Abdich-

tung oder die Eindeckung eines Daches vollständig erneuert wird. Gleiches gilt auch bei 

einer Wiederverwendung von Baustoffen. Ausgenommen sind Baumaßnahmen, die aus-

schließlich zur Behebung kurzfristig eingetretener Schäden vorgenommen werden. 

Die örtlichen Bauvorschriften nach § 74 Abs. 1 Satz 2 LBO stehen der Nutzung von er-

neuerbaren Energien (EE) nicht entgegen. 

C.9 Pflanzgebot 

Mit Bezug auf § 16 des baden-württembergischen Nachbarrechtes vom 11.12.1959 sind 

die hier verwendeten Begriffe wie folgt definiert:  

Baume     1. Ordnung: Gehölze nach Abschnitt. (1) 6  

Bäume    2. Ordnung: Gehölze nach Abschn. (1)4 und 5. 

Das baden-württembergische Nachbarrecht ist bei Pflanzung von Gehölzen zu beachten.  
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